
Beitrags- und Gebührensatzung
zur Entwässerungssatzung

der Stadt Grafing bMünchen (BGS -EWS)

Vom 13.10.2004

in der Fassung der 13. Änderungssatzung vom 02.07.2024

Die Stadt Grafing b.München erlässt aufgrund der Artikel 2, 5, 8 und 9 des Kommunal-
abgabengesetzes - KAG - in der Fassung der Bekanntmachung vorn 04.04.1993
(GVBI. S. 264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 10 der Verordnung vom
04.06.2024 (GVBI. S. 98) geändert worden ist, folgende 13. Änderung der Beitrags-

und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS):

§1
Beitragserhebung

Die Stadt erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Entwässe-
rungseinrichtung einen Beitrag für folgende Gebiete:
1. für das Stadtgebiet Grafing b.München
2. für den Ortsteil Grafing Bahnhof
3. für den Ortsteil Unterelkofen
4. für den Ortsteil Gindlkofen
5. für den Ortsteil Schammach, der auch das Gewerbegebiet Grafing-Schammach

mit den umliegenden Einzelanwesen einschließlich der Anwesen westlich der
Bahnlinie zwischen der Glonner Straße (EBE 13) und dem Urtelbach umfasst,

6. für den Ortsteil Engerloh
7. für den Ortsteil Pierstling
8. für den Ortsteil Nettelkofen
9. für den Ortsteil Straußdorf
10. für die Anwesen im Bereich der Straßen ”Am Gaschberg", ”Dichauer Weg", ”Ro-

senheimer Straße" und das Anwesen ”Loch"
11. für den Ortsteil Dichau,
12. für den Ortsteil Neudichau mit Ausnahme der nördlich der Kreisstraße EBE 9 ge-

legenen Anwesen,
13. für den Ortsteil Oberelkofen,
14. für den Ortsteil Eisendorf und
15. für den Ortsteil Wiesham.

§2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich
nutzbare sowie für solche Grundstücke und befestigte Flächen erhoben, auf denen
Abwasser anfällt, wenn
1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung

besteht,
2. sie an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind oder

Seite 1 von 7



3. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die Entwässerungsein-
richtung angeschlossen werden.

§3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) 1Die Beitragsschuld entsteht im Falle des
1. § 2 Nr. 1, sobald das Grundstück an die Entwässerungsanlage angeschlossen

werden kann,
2. § 2 Ni. 2, sobald das Grundstück an die Entwässerungsanlage angeschlossen

ist,
3. § 2 Nr. 3 mit Abschluss der Sondervereinbarung.

2Wenn der in Absatz 1 Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung
liegt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Satzung.

(2) Wird eine Veränderung der Fläche der Bebauung oder der Nutzung des Grundstü-
ckes vorgenommen, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitrags-
schuld mit dem Abschluss der Maßnahme.

§4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer
des Grundstückes oder Erbbauberechtigter ist.

§5
Beitragsmaßstab

(1) 1Der Beitrag wird
a) bei Grundstücken mit Schmutz- und Regenwasserbeseitigung nach der

Grundstücksfläche und der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude,
b) bei Grundstücken ausschließlich mit Schmutzwasserbeseitigung allein nach

der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude berechnet.
2Die beitragspflichtige Grundstücksfläche wird bei Grundstücken in unbeplanten Ge-
bieten von mindestens 2.000 m2 (übergroße Grundstücke) auf das 3,5-fache der bei-
tragspflichtigen Geschossfläche, mindestens jedoch auf 2.000 m2, begrenzt.

(2) 1 Geschossfläche Ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Geschossen
zu ermitteln. 2Keller werden mit der vollen Fläche herangezogen. 3Dachgeschosse
werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut sind. 4Gebäude oder selbständige
Gebäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach Anschluss an die
Schmutzwasserableitung auslösen oder die an die Schmutzwasserableitung nicht an-
geschlossen werden dürfen, werden nicht zum Geschossflächenbeitrag herangezo-
gen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, die tatsächlich eine Schmutzwas-
serableitung haben. 5Garagen werden nicht herangezogen. 6 Dies gilt nicht für Gara-
gen die tatsächlich an die Schmutzwasserableitung angeschlossen sind. 7Balkone,
Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die Gebäu-
defluchtlinie hinausragen.
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(2a) Ändern sich die für die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände nachträglich
und erhöht sich dadurch der Vorteil, so entsteht damit ein zusätzlicher Beitrag.

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung zulässig ist,
wird als Geschossfläche ein Viertel der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht, das
gleiche gilt, wenn auf einem Grundstück die zulässige Bebauung im Verhältnis zur
gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Bedeutung hat.

(4) Bei sonstigen unbebauten Grundstücken Ist ein Viertel der Grundstücksfläche als
Geschossfläche anzusetzen.

(5) 1Wird ein Grundstück vergrößert und wurden für diese Flächen noch keine Beiträge
geleistet, so entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. 2Gleiches gilt im Falle der Ge-
schossflächenverg rößeru ng für die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen sowie
im Falle des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus ihrer Vervielfachung errechnende
Grundstücksfläche. 3Gleiches gilt für alle sonstigen Veränderungen, die nach Absatz
2 für die Beitragsbemessung von Bedeutung sind.

(6) 1Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 oder Absatz
4 festgesetzt worden Ist, später bebaut, so wird der Beitrag nach Absatz 1 neu berech-
net. 2Dem so ermittelten Betrag ist der Betrag gegenüberzustellen, der sich im Zeit-
punkt des Entstehens der neu zu berechnenden Beitragsschuld ( 3 Abs. 2) bei Ansatz
der nach Absatz 3 oder Absatz 4 berücksichtigten Geschossfläche ergeben würde.
3Der Unterschiedsbetrag ist nachzuentrichten.
4Ergibt die Gegenüberstellung eine Überzahlung, so ist für die Berechnung des Erstat-
tungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche Beitrag
entrichtet wurde.

§6
Beitragssatz

(1) Der Beitrag beträgt pro m2 Geschossfläche 17,71 �.

(2) Der Beitrag beträgt prom2 Grundstücksfläche 1,14�, wenn
a) gemäß § 4 EWS ein Recht zur Einleitung von Schmutzwasser und Nieder-

schlagswasser besteht oder
b) in die Entwässerungseinrichtung tatsächlich Schmutzwasser und Nieder-

schlagswasser eingeleitet wird oder
c) aufgrund einer Sondervereinbarung gemäß § 7 EWS die Einleitung von

Schmutzwasser und Niederschlagswasser möglich ist.

§7
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig.
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§ 7a
Ablösung des Beitrages

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden. Der Ablö-
sungsbeitrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrages. Ein Rechts-
anspruch auf Ablösung besteht nicht.

§8
Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Verän-
derung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse im
Sinne des § 3 EWS ist mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Stra-
ßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächli-
chen Höhe zu erstatten.

(la) 1Der Aufwand für die vor dem 01 .01.1997 entstandenen und nicht erfüllten In-
standhaltungspflichten der im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile des Grund-
stücksanschlusses ist bis zur Erledigung in tatsächlicher Höhe zu erstatten. 2 18 Abs.
4 EWS bleibt unberührt.

(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme.
2Mehrere Schuldner sind Gesamtschuldner. 3Schuldner Ist, wer im Zeitpunkt des Ent-
stehens des Erstattungsanspruches Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberech-
tigter Ist. ' 7 gilt entsprechend.

(3) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen abgelöst werden. 2DerAblö-
sungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsbetrages.
3Ein Rechtsanspruch auf Erstattung besteht nicht.

§9
Gebührenerhebung

Die Stadt Grafing b.München erhebt für die Benutzung der Entwässerungsanlage
Einleitungsgebühren.

§10
Einleitungsgebühr

(1) 1Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der
Menge der Abwässer berechnet, die der Entwässerungseinrichtung von den ange-
schlossenen Grundstücken zugeführt werden. 2Die Gebühr beträgt pro Kubikmeter Ab-
wasser:

a) 2,91 �

soweit
1. gemäß § 4 EWS ein Recht zur Einleitung von Schmutzwasser und Nieder-

schlagswasser besteht oder
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2. in die Entwässerungseinrichtung tatsächlich Schmutzwasser und Niederschlags-
wasser eingeleitet wird oder

3. aufgrund einer Sondervereinbarung gemäß § 7 EWS die Einleitung von Schmutz-
wasser und Niederschlagswasser möglich Ist.

b) 2,25�

soweit
1. gemäß § 4 EWS ein Recht zur Einleitung ausschließlich von Schmutzwasser be-

steht oder
2. in die Entwässerungseinrichtung tatsächlich nur ausschließlich Schmutzwasser

eingeleitet wird oder
3. aufgrund einer Sondervereinbarung gemäß § 7 EWS die Einleitung ausschließ-

lich von Schmutzwasser möglich ist.

(2) 1Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungsein-
richtung und aus der Eigengewinnungsanlage zugeführten Wassermengen abzüglich
der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wasser-
mengen, soweit der Abzug nicht nach Abs. 3 ausgeschlossen ist. 2Als dem Grundstück
aus der Eigengewinnungsanlage zugeführte Wassermenge werden pauschal
15 m3/Jahr und Einwohner angesetzt. 3Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den
Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs zu führen. 4Der Nachweis der ver-
brauchten und der zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichti-
gen. 5Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück Groß-
vieh eine Wassermenge von 15 m3/Jahr als nachgewiesen. 6Maßgebend ist die im
Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl. 7Mit Einwilligung des Viehhalters kann auf
das Ergebnis der letzten allgemeinen Viehzählung nach dem Agrarstatistikgesetz zu-
rückgegriffen werden, sofern nicht nachgewiesen wird, dass es von der im Vorjahr
durchschnittlich gehaltenen Viehzahl abweicht. 8Die Viehzählung darf nicht länger als
zwei Jahre vor der jeweiligen Abrechnung ( 15) stattgefunden haben. 9Die Was-
sermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. 10Sie sind von der Stadt zu schätzen,
wenn

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirkli-

chen Wasserverbrauch nicht angibt.

(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen
a) Wassermengen bis zu 12 m3 jährlich, sofern es sich um Wasser für laufende

wiederkehrende Verwend ungszwecke handelt,
b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser,
c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser.

(4) 11m Fall des § 10 Abs. 2 Sätze 5 bis 8 ist der Abzug auch insoweit begrenzt, als
der Wasserverbrauch 35 m3 pro Jahr und Einwohner, der zum Stichtag des Abrech-
nungstermins gemäß § 13 Abs. 1 Satz 1 mit Wohnsitz auf dem heranzuziehenden
Grundstück gemeldet Ist, unterschreiten würde. 21n begründeten Einzelfällen sind er-
gänzende, höhere betriebsbezogene Schätzungen für das heranzuziehende Grund-
stück möglich.
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§11
Entstehen der Gebührenschuld

Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die Entwässe-
rungsanlage.

§12
Gebü h rensch u Idne r

1Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigen-
tümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt
ist. 2Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen
Betriebes. 3Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§13
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1) 1Die Einleitungsgebühr wird einmal jährlich zum 30. September durch Ablesen des
Wasserzählers festgestellt und abgerechnet. 2Die Einleitungsgebühr wird einen Monat
nach Zustellung des Gebührenbescheides fällig.

(2) 'Auf die Gebührenschuld sind zum 15. Februar, 15. Mai und 15. August jeden Jah-
res Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu
leisten. 2Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so setzt die Stadt die Höhe der Vo-
rauszahlungen unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest.

§14
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner

1Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Stadt für die Höhe der
Schuld maßgeblichen Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang
dieser Veränderung - auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen -

Auskunft zu erteilen. 2Entsprechendes gilt für sonstige Nachweise, die für die Höhe
der Beitrags- und Gebührenschuld maßgeblich sind.

§15
Ubergangsregelung

(1) Wurde für unbebaute Grundstücke nach § 5 Abs. 3 oder 4 der Herstellungsbeitrag
nach früherem Recht mit bestandskräftigem Beitragsbescheid erfasst und tatsächlich
entrichtet, wird der Beitrag abweichend von § so berechnet, als würde er für das
Grundstück nach aktuellem Recht insgesamt erstmals entstehen, wenn dies betrags-
mäßig zu einer niedrigeren Beitragsschuld führt.

(2) Frühere Beitragstatbestände, soweit sie durch bestandskräftige Abgabenbe-

scheide erfasst und die Herstellungsbeiträge tatsächlich entrichtet wurden, gelten als
abgegolten.
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§16
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.10.2024 in Kraft.

Stadt Grafing b Munchen
Grafing bei Munchen, 03 07 2024

/'
I //c -

Christian Bauer
Erster Bürgermeister
(gemäß Stadtratsbeschluss vom 02.07.2024, TOP Nr. 11)
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